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Italiens Reaktion lässt Tessin kalt 

TESSIN Grenzgänger müssen 
neu einen Strafregisterauszug 
vorweisen. Italien reagiert  
verschnupft – und der Tessiner  
Regierungsrat Norman Gobbi 
verweist auf Raubüberfälle.

INTERVIEW KARI KÄLIN 
kari.kaelin@luzernerzeitung.ch

Norman Gobbi, wer im Kanton Tessin 
eine Grenzgänger- oder Aufenthalts-
bewilligung will, muss seit April einen 
Strafregisterauszug vorlegen und lau-
fende Verfahren offenlegen. Der ita-
lienische Aussenminister Paolo Genti-
loni sagt, dies schade dem Ruf unse-
res Landes in Italien.

Norman Gobbi: Offenbar war der Aussen-
minister nicht auf der Baustelle für die 
Weltaustellung in Mailand. Damit Schwei-
zer und Tessiner Handwerker dort arbei-
ten konnten, mussten sie mit Dokumen-
ten beweisen, dass sie keine Verbindun-
gen zur Mafia haben. Solche Fakten 
sollte man nicht ausblenden, wenn man 
ein Urteil fällt.

Steckt dahinter nicht eine feindselige 
Haltung gegenüber den italienischen 
Grenzgängern, wie der lombardische 
Präsident Roberto Maroni moniert?

Gobbi: Nein. Als Sicherheitsdirektor bin 
ich für die Sicherheit in meinem Kanton 
zuständig. Das ist meine Haltung. Wer 
sich nichts zu Schulden hat kommen 
lassen, braucht mit den neuen Regeln 
nichts zu befürchten.

Wie kommen Sie überhaupt dazu, 
einen Strafregisterauszug für eine 
Grenzgänger- und Aufenthaltsbewilli-
gung zu verlangen?

Gobbi: Ausschlaggebend war ein Raub-
überfall Ende März auf eine Tankstelle 
in Novazzano. Zum wiederholten Mal 
befanden sich unter den Tätern vorbe-

strafte Italiener. Deshalb haben wir re-
agiert. Zudem haben bereits mehrere 
Ausländer beim Ersuchen um eine Be-
willigung ihre Vorstrafen verheimlicht – 
zum Beispiel ein Mafiamitglied, das in 
dieser Woche von einem Mailänder Ge-
richt zu acht Jahren Haft verurteilt wurde 
und bei den SBB-Werkstätten in Bellin-
zona gearbeitet hatte.

Diese Fälle ändern nichts an der Tat-
sache, dass das Einfordern von Straf-
registerauszügen gegen die bilatera-
len Verträge verstösst. Deshalb prüft 
das Eidgenössische Justizdepartement 
derzeit, ob es intervenieren muss.

Gobbi: Der Punkt ist: Es handelt sich 
um eine zeitlich befristete polizeiliche 
und nicht um eine migrationspolitische 
Massnahme. Bis jetzt hat sich der Bund 
bei uns nicht offiziell gemeldet. Und 
auch er weiss, dass wir einen sicher-
heitspolitischen Entscheid getroffen ha-
ben.

Sie befürchten also nicht, dass der 
Bund Sie zurückpfeift?

Gobbi: Ich hoffe es nicht. Und wenn er 
es doch tut, dann lade ich ihn dazu ein, 
sich einmal um die Sicherheit eines 
Grenzkantons wie des Tessins zu küm-
mern. Auch der Bund ist sich bewusst, 
wie viel unsere Polizisten zur inneren 
Sicherheit beitragen. In der Lombardei 
ist die Mafia aktiv. Allein schon deshalb 
sind unsere Grenzen nicht vergleichbar 
mit jenen des Vorarlbergs oder von Ba-
den-Württemberg.

Wann verzichten Sie wieder auf das 
Einfordern der Strafregisterauszüge? 
In drei, sechs Monaten, in einem 
Jahr?

Gobbi: Das entscheidet ganz alleine der 
Kanton Tessin. Mehr gibt es dazu nicht 
zu sagen.

Kommt es bald zum angekündigten 
Treffen mit Roberto Maroni, dem Poli-
tiker der Lega Nord und Präsident 
der Lombardei, um sich über den 
jüngsten Grenzgängerzwist auszu-
sprechen?

Gobbi: Vermutlich am 16. Juni. Dann 
werden wir uns über grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit unterhalten. Ich 
gehe davon aus, dass er als ehemaliger 
Innenminister Italiens begreift, dass wir 
unsere Bürger vor Verbrechern schützen 
müssen.

Die Tessiner Wirtschaft würde ohne 
Grenzgänger einbrechen. Sind Sie mit 
dieser Aussage einverstanden?

Gobbi: Es gäbe Probleme. Aber wir brau-
chen Regeln. Wir müssen das Lohn-
dumping bekämpfen. Der Bundesrat 
muss jetzt die Masseneinwanderungs-
initiative (MEI) umsetzen. Schon vor der 
Personenfreizügigkeit pendelten Grenz-
gänger in die Schweiz. Und auch nach 
der Umsetzung der MEI werden sie 
kommen.

 
 
 
HINWEIS
Norman Gobbi (38, Lega 
dei Ticinesi) ist Tessiner 
Regierungspräsident und 
Vorsteher der Sicherheits-
direktion. 
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Die Sicherheitsdirektion des Kantons Tessin will den Grenzgängern, wie hier während der Stosszeiten am Grenzübergang Ponte 
Chiasso, die Möglichkeit, in der Region einer Arbeit nachzugehen, erschweren.  

� Keystone/Francesca Agosta

«Es handelt sich  
um eine polizeiliche 
und nicht um eine 

migrationspolitische 
Massnahme.»

Zuwanderung: Wirtschaft warnt Bundesrat vor Kontingenten
ABSTIMMUNG Trotz des  
klaren Verdikts an der Urne will 
der Wirtschaftsverband Econo-
miesuisse die SVP-Initiative 
sanft umsetzen. Weiter geht 
ein Spitzendiplomat. 

sda. Die Wirtschaft möchte die SVP-
Masseneinwanderungsinitiative flexibel 
umsetzen, damit sie auch in Zukunft 
im Ausland Arbeitskräfte rekrutieren 
kann. Lediglich wenn die Zuwanderung 
zu stark werden sollte, soll eine Schutz-
klausel diese drosseln. Würde die SVP-
Initiative gemäss Vorschlag des Bundes-
rates umgesetzt, befürchte die Wirt-
schaft hingegen Nachteile, schrieben 

der Wirtschaftsdachverband Economie-
suisse und der Schweizerische Arbeit-
geberverband (SAV) gestern unter Be-
rufung auf eine Umfrage. Befragt wur-
den demnach neun Branchenverbände 
und 153 Betriebe. 85 Prozent der Be-
fragten rechneten dabei mit weniger 
Investitionen, sollte die Masseneinwan-
derungsinitiative zu hart umgesetzt wer-
den. Beinahe neun von zehn Befragten 
(88 Prozent) erwarteten darüber hinaus, 
dass mit dem Vorschlag des Bundes-
rates weniger Menschen in der Schweiz 
eine Arbeit finden würden. 

Inländisches Potenzial nutzen
Economiesuisse pocht nach wie vor 

auf die Einführung einer Schutzklausel. 
Dass ein solcher Ansatz in den Ver-
handlungen mit der EU Erfolg habe, sei 
zwar nicht garantiert, sagte gestern 

Verbandspräsident Heinz Karrer. «Er ist 
aber aussichtsreicher als eine strikte 
Umsetzung mit Kontingenten.» Ausser-
dem wollen die Wirtschaftsvertreter 
auch das Potenzial der Arbeitskräfte im 
Inland besser nutzen – und würden 
gleichzeitig die Regeln zum Anspruch 
auf Sozialhilfe und zum Familiennach-
zug konsequent angewandt, müssten 
«im Idealfall» Kontingente nie aktiviert 
werden. 

Gewerkschaften sind alarmiert
Weitgehend zufrieden zeigt sich hin-

gegen der Gewerbeverband mit dem 
Vorschlag des Bundesrates. Bei der 
Bedarfserhebung für Fachkräfte müss-
ten die Sozialpartner jedoch direkt ein-
bezogen werden, fordert der Verband. 
Das vom Bundesrat vorgeschlagene 
Anhörungsrecht reiche nicht aus. 

Das sehen die Gewerkschaften ähn-
lich: Sie zeigen sich besorgt darüber, 
die Sozialpartner von der Arbeitsmarkt-
regulierung und -aufsicht auszuschlies-
sen. Der angestrebte Systemwechsel des 
Bundesrates sei unverständlich, schreibt 
der Schweizerische Gewerkschaftsbund 
(SGB) stellvertretend dazu. Um die 
guten Löhne und Arbeitsbedingungen 
nicht aufs Spiel zu setzen, müssten 
vielmehr der Arbeitnehmerschutz aus-
geweitet und die flankierenden Mass-
nahmen verschärft werden, fordert zu-
dem die Unia. 

Tourismus: Keine Kontingente
Das Augenmerk der Tourismus- und 

der Gastro-Branche gilt indes den Kurz-
aufenthaltern und Grenzgängern. Sie 
fordern, auf Kontingente für diese Kate-
gorien zu verzichten. Andernfalls könn-

ten die touristischen Infrastrukturen 
nicht aufrechterhalten werden, warnt 
der Schweizer Tourismus-Verband. Der 
Bauernverband verlangt ebenfalls den 
Verzicht auf Kontingente für Kurzauf-
enthalter. Diese Arbeitskräfte seien kei-
ne Einwanderer. 

Guldimann will neue Abstimmung
Selbst der Schweizer Diplomat Tim 

Guldimann, der gestern in Pension 
ging, schaltet sich in die Debatte um 
die Masseneinwanderungsinitiative mit 
ein: «Ich bin überzeugt, dass wir den 
Verfassungsartikel 121a gegen die Mas-
seneinwanderung ersetzen müssen», 
sagte Guldimann im gestrigen Inter-
view mit dem «Tages-Anzeiger». Dies 
müsse aber verfassungsrechtlich kor-
rekt geschehen – mit einer neuen 
Volksabstimmung.

Asyl: Nidwalden 
ist interessiert 
AUSSCHAFFUNGEN sda/red. Der 
Bund braucht neue Haftplätze für aus-
zuschaffende Ausländer: Der Kanton 
Nidwalden hat Interesse, ein Ausschaf-
fungsgefängnis zu bauen, wie die Sen-
dung «10 vor 10» von Schweizer Fern-
sehen SRF gestern meldete. Karin 
Kayser, Justizdirektorin des Kantons 
Nidwalden, bestätigt gegenüber 
«10 vor 10» das Interesse: «Ja, wir im 
Kanton Nidwalden sind sehr interes-
siert daran, ein solches Ausschaffungs-
gefängnis zu bauen», sagte sie. «Wir 
erfüllen alle Auflagen an den Standort. 
Wir sind nahe an der Autobahn, haben 
kurze Transportwege zu den Verfah-
renszentren, haben eine Anbindung an 
Polizei und Spital und einen Flugplatz.» 

Enge Kooperation der Kantone
Ein zweites Ausschaffungsgefängnis 

ist laut der Nachrichtensendung im 
Grossraum Härkingen SO/Oftringen 
AG geplant. Insgesamt sollen in den 
beiden Gefängnissen 250 Haftplätze 
entstehen. Für den Bau der Ausschaf-
fungsgefängnisse spannen neun Kan-
tone zusammen: Bern, Aargau, Solo-
thurn, Luzern, Obwalden, Nidwalden, 
Zug, Uri und Schwyz. Projektleiter 
Hans Peter Fricker sagte, dass es sich 
um eine enge Zusammenarbeit hand-
le. «Das Spezielle ist, dass die neun 
Kantone nicht nur koordinieren, wie 
viele Plätze gesamthaft geschaffen wer-
den sollen. Stattdessen wollen sie ge-
meinsam die zwei Anstalten bauen 
und dann auch gemeinsam betreiben», 
sagte Fricker weiter.

NACHRICHTEN 
Dschihadisten im 
Fokus des Fedpol
BERN sda. Die Bekämpfung von 
kriminellen Organisationen, Geld
wäscherei und Internetkriminalität 
haben das Bundesamt für Polizei 
(Fedpol) 2014 auf Trab gehalten. 
Der Hauptfokus lag auf der Terroris-
musbekämpfung. Auch wenn die 
Schweiz nicht prioritäres Ziel des 
islamistischen Terrorismus sei, müs-
se sich das Fedpol mit der erhöhten 
allgemeinen Bedrohung durch 
dschihadistisch motivierten Terroris-
mus auseinandersetzen. Es gehe vor 
allem darum, mögliche Anschläge 
in der Schweiz zu verhindern.

Deutsche Lehrer 
verlieren den Job
AARAU sda. Kindergärtner aus 
Deutschland, die keine Mundart 
sprechen können, verlieren im 
Kanton Aargau auf Ende des Schul-
jahres 2018/19 ihren Job. Dies ist 
eine Folge der vom Aargauer 
Stimmvolk angenommenen Mund-
art-Initiative. Diese will, dass die 
Unterrichtssprache im Kindergarten 
grundsätzlich Mundart ist. Im Aar-
gau sind 59 Ausländer als Kinder-
gartenlehrpersonen angestellt – 36 
davon stammen aus Deutschland.


